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Unterrichtung
durch den Bundesrat

Gesetz über die Feststellung eines Nachtrags zum Bundeshaushaltsplan für das
Haushaltsjahr 2003 (Nachtragshaushaltsgesetz 2003)
– Drucksachen 15/1925, 15/1926, 15/1990, 15/2308 –

Einspruch gemäß Artikel 77 Abs. 3 des Grundgesetzes

Der Bundesrat hat in seiner 796. Sitzung am 13. Februar
2004 mit der Mehrheit seiner Stimmen beschlossen, gegen
das vom Deutschen Bundestag am 26. November 2003 ver-
abschiedete Gesetz gemäß Artikel 77 Abs. 3 des Grund-
gesetzes Einspruch einzulegen.

B e g r ü n d u n g

Der Bundesrat sieht gravierende Fehleinschätzungen und
Versäumnisse der Bundesregierung als Ursache dafür, dass
die veranschlagte Neuverschuldung des Bundes im Nach-
tragshaushalt 2003 Rekordmarken erreicht. Zum einen
übersteigt die Neuverschuldung die verfassungsrechtliche

Grenze erheblich, zum anderen hat der Bund die zentrale
Verantwortung dafür, dass Deutschland das 3 %-Defizitlimit
der EU verletzt. Strukturelle Reformen zur Verbesserung der
internationalen Wettbewerbsfähigkeit, zur Belebung von
Wirtschaftswachstum und Arbeitsmarkt sowie zur Gesun-
dung der sozialen Sicherungssysteme sind zu lange unter-
blieben oder wurden nur zögerlich angegangen. Frühzeitige
und eindringliche Mahnungen des Bundesrates hat die Bun-
desregierung nicht beachtet. Im Übrigen verweist der Bun-
desrat auf seine Beschlüsse vom 11. April 2003 in Bundes-
ratsdrucksache 177/03 (Beschluss) und vom 7. November
2003 in Bundesratsdrucksache 720/03 (Beschluss).
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